
SaEung

zur 3. Anderung der Friedhofssatsung

der Ortsgemeinde Partenheim

vom 6. Februar 2015

Der Gemeinderat der Ortsgemeinde Partenheim hat auf Grund des $ 24 der
Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (Gemo) und der gg 2 Abs. 3, 5 Abs. 2 und 6
Abs. 1 des Bestattungsgesetzes für Rheinland-Pfalz (BestG) in der Sitzung am
11.11.2014 folgende Satzung beschlossen, die hiermit bekanntgemacht wird:

Artikel I

Die Satzung über das Friedhofs- und Bestattungswesen der Ortsgemeinde
Partenheim vom 14.05.2007 in der Fassung vom 13.05.2013 wird wie folgt
geänderfi Nach $ 3 Abs. (2) wird Abs. (2a) eingefügt. g 6 Abs. (2) und (3), S 12
Abs. (1), S 13 Abs. (5) b), S 14, g 15 Abs. (11) sowie g 29 Abs. (r) Nr. 4 werden
aufgehoben und neu gefasst. Nach g 6 Abs. (3) werden folgende Abs. (3a), (a)
und (5) eingefügt.

s3(2a) Erfolgt eine Sperrung von Teilen des Friedhofs lediglich zur Neugestaltung der
betroffenen Teile, z.B. zur Verbreiterung der Wege o.ä. (Belegsperre), so ist
diese Sperrung frühestens nach Ablauf der erstmaligen Nutzungszeit zulässig.
In diesen Fällen wird das Bestattungsrecht auf den überlebenden Ehepartner
oder Partner einer eingetragenen Lebenspartnerschaft beschränkt. Weitere
Bestattungen sind unzulässig. Sofern in einer Grabstätte keine weiteren Be-
stattungen mehr erfolgen, kann die Friedhofsvenraltung bis zur Neuordnung
des betroffenen Teils dem Nutzungsberechtigten gegen eine festgesetzte
Gebühr ein Pflegrecht einräumen.

s6(2) Zugelassen werden nur solche Gewerbetreibende, die in fachlicher,
betrieblicher und persönlicher Hinsicht zuverlässig sind. Die Zulassung kann
befristet werden.

(3) Die fachliche Zuverlässigkeit ist vor der ersten Tätigkeit auf dem Friedhof
unaufgefordert nachzuweisen. In der Regel erfolgt dies durch Vorlage der
Handwerkskarte.

(3a) Zur Errichtung bzw. Anderung von Grabmalen und Einfassungen fachlich
geeignet ist eine Person, die aufgrund ihrer Ausbildung in der Lage ist, unter
Beachtung der örtlichen Gegebenheiten des Friedhofs die angemessene



(4)

Gründungsart zu wählen und nach den geltenden Regeln der Technik, ins-
besondere den Vorschriften der TA-Grabmal die erforderlichen Fundamentab-
messungen und Befestigungsmodalitäten zu berechnen. Sie muss in der Lage
sein, für die Befestigung der Grabmalteile das richtige Befestigungsmittel
auszuwählen, zu dimensionieren und zu montieren. Weiterhin muss sie die
Standsicherheit von Grabanlagen beurteilen können. Personen, die unvoll-
ständige Anzeigen bzw. nicht korrekt dimensionierte Abmessungen von
sicherheitsrelevanten Bauteilen bei der Anzeige benennen oder sich bei der
Ausführung der Fundamentierung oder der Befestigung der Grabmalteile nicht
an die in der Anzeige genannten Daten halten, werden als unzuverlässig
eingestuft.

Die Zulassung kann zurückgenommen werden, wenn die Voraussetzungen
des Absatzes 2 nicht mehr vorliegen, wenn Gewerbetreibende wiederholt
gegen die Bestimmungen der Friedhofssatzung verstoßen oder wenn diese
wiederholt Arbeiten auf den Friedhöfen unsachgemäß ausgeführt haben.

Für die Zulassung des Gewerbetreibenden nach $ 6 Abs. 1 und die Zulassung
von Ausnahmen nach $ 5 Abs. 3 finden die Bestimmungen über die Genehmi-
gungsfiktion nach $ 42 a VwVfG mit der Maßgabe Anwendung, dass die Frist
nach $ 42a Abs. 2 Satz 1 VwVfG einen Monat beträgt. Das Verfahren für die
Zulassung kann über einen einheitlichen Ansprechpartner im Sinne des $ 1

Abs. 1 des Landesgesetzes über die einheitlichen Ansprechpartner in Ver-
waltungsangelegenheiten des Landes Rheinland -Pfalz vom 27 .10.2009 (GVBI.
2009, S. 355) in der jeweils geltenden Fassung abgewickelt werden.

s12
(1) Die Grabstätten werden unterschieden in

a) Reihengrabstätten, $ 13
b) Rasengrabstätten, $ 14
c) Wahlgrabstätten, $ 15
d) Urnengrabstätten, $ 16
e) Ehrengrabstätten, $ 17

(5)

(5)
b)

s13

Grabgröße für Verstorbene ab vollendetem 5. Lebensjahr:
Länge 2,50 m, Breite 1,00, seitlicher Abstand 0,40 m sowie einem 1,50
m breiten Weg zwischen den Grabreihen.

s14
(1) Rasengrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen, die als Reihen- oder

Wahlgrabstätten vergeben werden. Sie werden der Reihe nach als einstellige
Grabstellen vergeben. Als Reihengrabstätte werden sie im Todesfall für die
Dauer der Ruhezeit des zu Bestatteten schriftlich zugeteilt. Als Wahlgrabstätte
wird auf Antrag nach Zahlung der festgesetäen Gebühr ein Nutzungsrecht für
die Dauer von 40 Jahren (Nutzungszeit) verliehen. In einer Rasengrabstätte
als Wahlgrabstätte ist die Bestattung von einem Sarg oder zwei Urnen
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zulässig. Soweit die Bodenverhältnisse dies zulassen, können Wahlgrab-
stätten auch als Tiefgräber vergeben werden. Als Reihengrabstätte ist nur die
Beisetzung eines Sarges oder einer Urne gestattet.

(2) Das Rasengrabfeld wird ausschließlich von der Ortsgemeinde eingerichtet und
gepflegt. Das Grab wird mit einer liegenden Platte mit den Maßen 0,40 m x
0,40 m versehen. Die Grabplatte wird einheitlich von der Ortsgemeinde
gestellt und verlegt. Die Kosten hierfür trägt der Bestattungspflichtige bzw. der
Nutzungsberechtigte. Der Bestattungspflichtige bzw. Nutzungsberechtigte
kann die Platte auf eigene Kosten mit dem Namen und dem Geburtsjahr und
dem Sterbejahr des Verstorbenen beschriften lassen. $ 18 und $ 19 sind zu
beachten. Die Rasengräber dürfen keine Einfassung oder sonstige Grabsteine
haben. Sonstiger Grabschmuck ist nicht zugelassen.

(3) Als Abmessungen kommen in Frage:
Länge 2,80 m, Breite 1,40 m, einschließlich eines seitlichen Abstandes von
0,40 m zwischen den Gräbern und eines Abstandes von 0,50 m zwischen den
Grabreihen.

(4) Soweit sich aus der Satzung nichts anderes ergibt, gelten die Vorschriften für
Reihen- bzw. Wahlgrabstätten auch für Rasengrabstätten der jeweiligen
Grabart.

s15
(11) Die Grabgröße wird von der Ortsgemeinde entsprechend den örtlichen

Gegebenheiten festgelegt.
Als Abmessungen kommen in Frage:
a) Einstellige Grabstätten:

Länge 2,50 m, Breite 1,00 m, seitlicher Abstand 0,40 m sowie einem
1,50 m breiten Weg zwischen den Grabreihen.

b) Zweistellige Grabstätten:
Länge 2,50 m, Breite 2,00 m, seitlicher Abstand 0,40 m sowie einem
1,50 m breiten Weg zwischen den Grabreihen.

(1)
s2e

4. eine gewerbliche Tätigkeit auf dem Friedhof ohne Zulassung ausübt
oder ohne die hierfür erforderliche fachliche Qualifikation zu haben ($ 6
Abs. 1, 2, 3, 3a),

Artikel ll

Diese Satzung tritt einen Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Partenheim, 6. Februar 2015z/h4
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